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Fraktion DIE GRÜNEN 
— Drucksache 10/884 — 


Medizinische Versorgung im Atomkrieg 


Der Bundesminister für Jugend, Familie und Gesundheit hat mit 
Schreiben vom 1. Februar 1984 die Kleine Anfrage namens der 
Bundesregierung wie folgt beantwortet: 


1. Ist der Bundesregierung diese Studie bekannt? 

a) Wenn ja: welches sind die wichtigsten Ergebnisse? 

Die Studie ist der Bundesregierung bekannt. 

Auf der 36. Weltgesundheitsversammlung der WHO vom 2. bis 
16. Mai 1983 in Genf wurde die Studie einer Expertengruppe über 
die Auswirkungen des Nuklearkrieges auf Gesundheit und medi- 
zinische Versorgung diskutiert und dazu eine Resolution gefaßt, 
ln dieser Resolution wird die Schlußbehauptung der Arbeits- 
gruppe übernommen, daß nukleare Waffen die größte unmittel- 
bare Bedrohung von Gesundheit und Wohlergehen der Mensch- 
heit darstellten und daß die teilweise oder völlige Zerstörung des 
Gesundheitswesens durch einen Atomkrieg die Überlebenden 
jeder wirksamen Hilfe berauben würde. 


b) Wie beurteilt die Bundesregierung die Resultate dieser Studie? 

Die Bundesregierung ist sich der Tragweite jeghcher mihtärischer 
Auseinandersetzung bewußt. Sie hält es jedoch für irreführend, 
den Eindruck zu erwecken, als ob allein von den Atomwaffen 
Gefahr ausgehe. Der Mensch bleibt von jeder Art eines Waffen- 
einsatzes im Kriegsfall bedroht. Wert und Unwert von Maßnah- 
men der Vorbereitung auf Hilfe dürfen nicht nur nach der größten 
denkbaren Katastrophe beurteilt werden. 
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2. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß im Falle eines Atom- 
krieges eine gesundheitliche Versorgung der Bevölkerung nicht 
möglich ist? 

3. Welche Konsequenzen ergeben sich nach Auffassung der Bundesre- 
gierung für die Beratung eines Gesundheitsschutzgesetzes? 

4. Sieht die Bundesregierung ebenfalls die Gefahr, durch gesetzliche 
Regelungen, die im Kriegsfall medizinische Versorgung sicherstellen 
sollen, der Bevölkerung einen Schutz vorzutäuschen, den es im 
Ernstfall gar nicht geben kann? 

6, Wie beurteilt die Bundesregierung die Notwendigkeit eines effekti- 
ven Katastrophenschutzes im Bereich des Gesundheitswesens? 

Die Bundesregierung wird weiterhin alles in ihrer Kraft Stehende 
tun, um den Frieden auch in einer Zeit atomarer Bewaffnung zu 
erhalten. Diese Aufgabe aktiver Friedenssicherung existiert nicht 
erst seit heute. Einsatzfähige atomare Waffen auf beiden Seiten 
gibt es seit den 50er Jahren. Es handelt sich also nicht um ein 
neues Problem. Die Politik der Bundesregierung und der west- 
lichen Alhanz hat in den vergangenen drei Jahrzehnten den 
Frieden gesichert und den Einsatz von Waffen jeglicher Art in 
Europa verhindert. Diese Friedenspolitik ist der beste Schutz der 
Bevölkerung. Nach Auffassung der Bundesregierung wird es bei 
einer Fortsetzung dieser Politik weder einen konventionellen 
noch einen atomaren Krieg geben. Obwohl es aufgrund dieser 
friedenssichernden Pohtik der Bundesregierung und der west- 
lichen Alhanz äußerst unwahrscheinlich ist, daß es zu einer 
bewaffneten Auseinandersetzung in Europa kommt, wird die 
Bundesregierung die Maßnahmen vorbereiten, die notwendig 
sind, damit Hilfe geleistet werden kann, wo dies möglich ist. 


5. Welche politischen Schlußfolgerungen zieht die Bundesregierung 
aus den Ergebnissen der obengenannten WHO-Studie? 

Das westliche Bündnis gewährleistet mit seinen Verteidigungs- 
vorkehrungen, darunter der nuklearen Abschreckung, auch wei- 
terhin den Frieden in Europa, sei es gegen konventionelle oder 
nukleare Kriegführung. Das Nachlassen der Bemühungen um 
Schutz- und Hilfemaßnahmen für den einzelnen Bürger würde 
aber letzthch nicht den Frieden sicherer machen, sondern nur 
dazu führen, daß bei einer Vielzahl denkbarer Schadensfälle die 
möghche Hilfe tatsächhch nicht geleistet würde. 
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